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Die Äage von Böhmen.
Prag, den 2». April.

Die Tagesfrage, in welcher sich nun die ganze politische Bewegung in Böhmen
concentrirt, bildet der Beitritt Oestreichs zum deutschen Bunde. Sie wird um so hef¬
tiger debattirt, da sie zugleich eine entscheidend nationale ist und die czechische und
deutsche Partei in zwei große Lager getheilt hat. Der erste Conflict, in welchemdas
Princip der Gleichstellung beider Nationalitäten und die Deutschen den Kürzeren zogen,
entstand durch das Tragen der deutschen Cocarde. Das Natioualcomitv, welches be¬
kanntlich meist aus den czechischen Mitgliedern der Wenzclsbadversammlung besteht, er¬
kannte das Recht der Deutschen, als freie Bürger ihre Nationalfarbcn zu tragen, an,
nahm ihnen jedoch, „znr Verhütung von Reibungen," das Versprechen ab, diesem Rechte
zu entsagen"). Für diese Demüthigung belohnte man die deutsche Deputation, indem
man die Mitglieder derselben in das Nationalcomitv aufnahm. Zu gleicher Zeit jedoch
verstärkte sich die czechische Partei durch die Aufnahme von neuen Mitgliedern. Die
Forderung, daß Mähren und Schlesien mit Böhmen zu einem Kronlande vereinigt
werden sollen, hatte indessen die Dcutschböhmen sowohl in Wien als in Böhmen wach
gerufen und die Agitation zu Gunsten der deutschen Sache begann nun in sämmtlichen
deutschen Kreisen wirksam zu werden. Die Deputationen von Stadt zn Stadt, so wie
die Korrespondenzen mit dem Wiener Verein der Dentschböhmen stärkten das Bewußtsein
der Deutschen, so daß endlich auch die in Prag lebenden Deutsche» einzelne Versamm¬
lungen hielten, aus welchen sich ein „konstitutioneller Verein" bildete, der nun von
Tag zu Tag an Kraft und Vertrauen im ganzen Lande gewinnt. Bereits haben die
aus der deutschen Deputation aufgenommenen Mitglieder des Nativnalcomitvs ihren
Austritt erklärt und durch entschiedene Prvtestation begründet. Ich sichre beispielsweise
ans dieser Protestation den Umstand an, daß Graf Mathias Thnn einigen Saatzcr
Baneru, welche sich Aufklärung über die Nationalfarbcn erbaten, entgcgnctc: „daß es
der größte Verrath am Vaterlande sei, die deutsche Cocarde zu tragen oder die drei¬
farbige Fahne aufzustecken." Die Ernennung von Wahlcommissären, welche das Na-
ttonalcomitv zur Leitung der Wahlen zum böhmischen Landtage beschloß, so wie die
Berathungen über die Beschickung der Frankfurter Versammlung riefen nun in den
letzten Tagen die heftigsten Protestationen nicht blos von deutsche» Städten, wie Rei¬
chenbach, Sacch u. s. f., sondern aus durchaus von Czechcn bewohnten Städten gegen die
ganze Wirksamkeit und die Kompetenz des „sogenannten Nationalcomites" hervor.
Mit Recht wird in denselben die Constituirung des Nativnalcomitvs als Vertretung der
gesammten Landcsintcrcssen bcstritten, da in demselben nicht einmal die Prager Bevöl¬
kerung, geschweige die Landkreise gehörig oder aus freier Wahl rcpräsentnt sind. Auch
die Ernennung von Wahlcommissären wird als Bevormundung von Seiten einer
nicht antorisirten Behörde, als welche sich das Nationalcomitv gcrirt, bezeichnet.

Noch heftiger erheben sich diese Stimmen in Bezug aus die Frankfurter Parlaments¬
wahlen. Das Ministerium des Innern hatte die Wahlen sür das deutsche Parlament

') Besaß also das Nationalcvmitu nicht so viel Kraft und Vertrauen im Wolke, um durch
sei» Ansehen dabei Reibungen zu verhüte» !
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vor mehreren Tagen in sämmtlichen Provinzen ausgeschrieben. Der Gouverneur Graf
Stadion bewahrte auch in dieser Sache, wie während der ganzen Zeit seit den März-
tagcn, seine Schwäche und Taktlosigkeit. Da er zn gleicher Zeit Präsident und Spiel¬
zeug des Nationalcomitvs ist, wagte er nicht, die Verordnung des Ministeriums zur
Ausführung zu bringen, ohne dieselbe vorher dem Nativualcomitv mitzutheilen. Das
Nationalcomitv. hat nun in seiner Sitzung vom 26. beschlossen, daß die Parlaments¬
wahlen in Böhmen einstweilen nicht stattfinden sollen. Zu gleicher Zeit schickte es
eine Deputation mit einem diesen Beschluß begründenden Promemoria an Se. Majestät
(nicht an das Ministerium) nach Wien. Diese Denkschrift, welche die Entscheidung
wegen der Parlamentsbcschicknng von Seiten Böhmens dem nächsten Landtage über¬
lassen will, ist ganz in dem sophistischen nnd zugleich handgreiflich versteckten Sinne
abgefaßt, wie Palacky's bekannter Brief. Die Czechen länguen darin den Verband
Böhmens mit Oestreich nnd Deutschland durch die bisher bestandenen Verträge, „indem
es sich jetzt nicht um den früher bestandenen Buud der deutsche» Fürsten, sondern um
einen freien Bnnd der freien Völker handelt," beschließen aber in derselben Sitzung
neben den böhmischen Landesfarbcn auch die österreichisch-kaiserlichen zu tragen, zum Zeichen,
daß Böhmen (d.h. das souveräne Nationalcomit<!) keine Separation von Oestreich wolle."
Nebstdem warnen die Herren vom Nationalcomitv, daß die „Aufregung," welche die
Parlamcntswahlcn hervorbringen würden, „nicht nur für Böhmen allein, sondern für
den ganzen Kaiscrstaat bedenklich wäre" und befürchten von der Frankfurter Versamm¬
lung „Gefahr für die Verfassung des östreichischen Kaiscrstaatcs, ja selbst für die Dy¬
nastie!" — Aus diesen wenigen Andeutungen erkennen Sie, wie diplomatisch das
Nationalcomite zu Werke geht und wie es sein System der Einschüchterung nicht blos
gegen die Deutschgcsinntcn im Lande, sondern gegen Sr. Majestät Regierung selbst
befolgt. Die Böhmen, d. h. das Nationalcomit«? will keinen Anschluß an Deutschland,
weil es sür die Gcsammtmonarchie und die Souveränität der östreichischen Regierung
zarte Befürchtungen hat und bekämpft selbst die Souveränität der östreichischen Gcsammt¬
monarchie, indem es den staatsrechtlichen Verband Ocstreichs mit Deutschland nicht an¬
erkennt nnd die Entscheidung des vcrantwortlichcn östreichischenGesammtministeriums
hinsichtlich der Wahlen zum deutschen Parlament von dem Bcschlnssc des böhmischen
Provinziallandtags abhängig macht. Der wahre Hintergedanke der Czechen bei
ihrer so oft ansgcsprochenen Anhänglichkeit an die Gcsammtmonarchie ist einzig und
allein: daß sie ein östreichisches selbstständigcs Kaiserreich so lange brauchen, bis sie
sich in sich selbst uud in der Verbindung mit den übrigen östreichischen Slaven gehörig
zur Bcgründung eines eigenen Reichs gekräftigt haben. Die sanguinische Hoffnung je¬
doch, daß ein slavisches östreichischesKaiserreich möglich sei, in welchem sich die deut¬
schen uud ungarischen Provinzen einverleiben lassen, hegen kaum die nationalsten nnter
den Czechen. —

Die Deutschen haben zn gleicher Zeit eine Deputation an das Ministerium nach
Wien gesendet, um die Wahlen nach Frankfurt zur Ausführung zu bringen. So
liegt cs nun in den Händen des Ministeriums die nationale Frage sür Böhmen sür
den Augenblick derart beizulegen, daß cs bei den ausgeschriebenen Wahlen für alle jene
Wahlbezirke, welche Abgesandte nach Frankfurt schicken wollen, verbleibt. Nimmt
die Regierung auch diesmal ihre Verordnung zurück, so wissen wir nicht, was wir von
einem Ministerium halten sollen, welches weder das Vcrtraucn irgend einer Partei noch
das Auseheu der er,ccntiveu Gewalt besitzt. Dic Anarchie hicr zu Lande nimmt stets
mehr übcrhand. Das Gnbcruium uud dic Kreisämtcr, so wie die Dominialgewalten
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bestehen nur mehr dem Namen nach. In Eile, einem kleinen Städtchen, hat ein ent¬
lassener Sträfling mit einer Rotte von 300 Menschen den Bürgermeister und den Ma¬
gistrat abgesetzt und sich zum souveräucn Herrn erklärt, indem er sich und seiner Schaar
den Eid leisten ließ. In der Gegend von Podiebrad jagen Naubschützen und andere
Tagediebe das beste Wild, erschlagen die Förster und fällen Holz in der herrschaftlichen
Waldung nach Belieben. Aehnlichc Excesse fürchtet man auch an anderen Orten.
Ueberhanpt nimmt die Landbevölkerung an dem nationalen Streit bis jetzt gar kei¬
nen Antheil, gibt den Propagandisten kein Gehör und ist nur für die bessere Ge¬
staltung ihrer materiellen Lage und Erhaltung des Friedens besorgt. Noch ist es daher
Zeit, der Gefahr eines Bürgerkrieges vollends auszuweichen, wenn die Regierung ener¬
gisch in ihrem Wirken auftritt, den Landtag so schnell wie möglich zusammenberuft und
die Volksbewaffnung nnter Leitung der Gemcindcvorstände auch über das ganze flache
Land erstreckt. Tritt der Landtag zusammen, werden die Gesetzentwürfe über Munizv
Pälordnung in's Leben treten, so werden auch die Parteien, welche sich jetzt als natio-,
nale gegenüber stehen, wahrhaft Politische werden, welche in der Bewegung des consti-
tutionellcn Lebens jede nationale Eifersucht verschmähen. Kleinliche Demonstrationen,
wie das Bestehen einer eigenen czechischen Gardclegion (Swornost, Eintracht genannt),
in altczechischem Costüme können sich die Deutschen ganz gut gefallen lassen, da die
Lächerlichkeitmit der Fürchterlichkcit oft Hand in Hand geht. Die Czechen selbst er¬
zählen die lustigsten Geschichten von diesen begeisterten Patrioten.

Der Adel hier nimmt bis jetzt keinen Antheil an der Bewegung mit Ausnahme
jener Herren, welche bereits als Landständc zu den Liberalen gezählt wurden und mm
meist zu dcu eifrigsten Revolutionsmännern des Nationalcomitvs gehören. Die deut-
schen Adeligen jedoch, so wie die reicheren Bürger wagen nicht mit einer entschiedenen
Farbe hervorzutreten. ^

Die Studenten haben in diesem Augenblicke den Fakultätenstreit auszufechten. Die
Verordnung des Unterrichtsministers, daß die Fakultäten durch eigene Wahl den Etu-
dienrath bilden sollen, und daß die Universität Abgeordnete zum Landtage wählen solle,
gibt zu verschiedenartigen Auslegungen und kleinen Kämpfen Anlaß. Die alten Zöpfe
unter den ordentlichen Professoren wollen die Dozenten nicht zum Lehrkörper der Fa^
kultät mitgezählt wissen; andererseits bestehen die Studenten darauf, ebenfalls Wähler
der Universität für den Landtag zn sein. Es werden nun alle Streitpunkte wahrschein'
lich an das Ministerium nach Wien znr Beilegung überschickt werden. —

Die Verfolgungen gegen die Juden sind hier noch nicht zu Ende. Der kleinste
Anlaß wird vom Pöbel zu Thätlichkeiten bcnützt. Doch scheint es sich immer mehr zu
bekräftigen, daß der bürgerliche Handclsstand selbst an der Aufreizung nnd Organisi-
rung der brutalcu Volksjnstiz mannigfachen Antheil habe. Die Nachrichten, welche von
den blutigen Judenverfolgungen in Preßburg heute anlangen, erregen hier allgemeine
Indignation. Man sieht ans dem Benehmen der dortigen Bürgerschaft, so wie aus
der Art, wie man hier von Seiten des Nationalcomit^s nichts zur Beruhigung der
gedrückten Ghettvbcwvhner thut, daß Gleichstellung der Glaubensbekenntnisse, Brüder¬
lichkeit und gleiches StaatSbürgerrecht blos leere Worte im Munde der liberalen Oestrev
chcr si,,d. -— „Gott schenke nns bald Rnh' und Frieden oder ........ Metternich!" rusen
die „Gutgesinnten" hier »nd in Wien. V. Lr.

*) Vom Bundeöpräsidiumspricht kein Mensch mehr.
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